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Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen 

Vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 696), zuletzt geändert durch Art. 3 des 

Transparenzgesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 950), in Kraft getreten 

am 31. Dezember 2009 

– Auszug: §§ 15, 19, 35, 45, Änderungen sind markiert – 

§ 15 

Aufgaben des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat bestimmt die Richtlinien der Geschäftspolitik und überwacht 

die Geschäftsführung. 

(2) Der Verwaltungsrat ist ferner zuständig für 

a) die Bestellung, die Wiederbestellung, die Ablehnung der Wiederbestellung und die 

Abberufung der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Vorstandes sowie die 

Berufung und Abberufung der dem Vorstand vorsitzenden Person und deren Stell-

vertreterin. Die Abberufung ist nur aus wichtigem Grund möglich; der Beschluss über 

die Abberufung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Zahl 

der Mitglieder des Verwaltungsrates, 

b) die Bestellung von Dienstkräften, die im Falle der Verhinderung von Mitgliedern 

und stellvertretenden Mitgliedern des Vorstandes deren Aufgaben wahrnehmen (Ver-

hinderungsvertreter), und den Widerruf der Bestellung, 

c) den Erlass der Geschäftsanweisungen für den Vorstand und die Innenrevision, 

d) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Billigung des Lageberichtes, 

e) den Vorschlag über die Verwendung des Jahresüberschusses an die Vertretung 

des Trägers, 

f) die Einführung von Trägerkapital nach § 7 Abs. 1 Satz 3. 

(3) Der Verwaltungsrat bildet einen Risikoausschuss sowie einen Bilanzprüfungsaus-

schuss und erlässt jeweils eine Geschäftsordnung, in der insbesondere Regelungen 

über die Zusammensetzung, die Zuständigkeiten, die Sitzungen und die Beschluss-

fassungen getroffen werden. Der Risikoausschuss soll dabei insbesondere die 

Grundsätze der Risikopolitik und Risikosteuerung der Sparkasse mit dem Vorstand 
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beraten sowie ab einer in der Geschäftsordnung festzulegenden Bewilligungsgrenze 

über die Zustimmung zur Beschlussfassung des Vorstands über die Gewährung von 

Krediten beschließen. Der Bilanzprüfungsausschuss ist auch für die Überwachung 

des Rechnungslegungsprozesses, der Jahresabschlussprüfung, der Wirksamkeit des 

internen Kontrollsystems und des Risikomanagementsystems zuständig. Der Verwal-

tungsrat kann einen Hauptausschuss bilden und diesem insbesondere die Anstellung 

der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Vorstandes zur Entscheidung so-

wie auch die gesamten Aufgaben des Bilanzprüfungsausschusses übertragen. Die 

Ausschüsse berichten dem Verwaltungsrat regelmäßig. 

(4) Der Verwaltungsrat beschließt auf Vorschlag des Vorstandes über 

a) die Errichtung von Stiftungen, 

b) den Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken sowie deren Belastung mit 

Grundpfandrechten; dies gilt nicht für den Erwerb und die Veräußerung von 

Grundstücken, die zur Vermeidung von Verlusten freihändig oder im Wege der 

Zwangsversteigerung erworben werden oder erworben worden sind, 

c) die Errichtung von sparkasseneigenen Gebäuden; dies gilt nicht für Errichtungs-

maßnahmen bis zu dem vom Verwaltungsrat in der Geschäftsanweisung für den 

Vorstand bestimmten prozentualen Anteil des gesamten Investitionsvolumens für das 

Geschäftsjahr, 

d) die Eröffnung und Schließung von Zweigstellen; dies gilt nicht für Zweigstellen, die 

ausschließlich automatisierte Bank- oder Finanzdienstleistungen erbringen, 

e) die Aufnahme von haftenden Eigenmitteln. 

(5) Der Verwaltungsrat wird angehört vor Beschlussfassung der Vertretung des Trä-

gers über 

a) die Auflösung der Sparkasse, 

b) die Vereinbarungen nach §§ 27, 29, 30, 38, 

c) die Änderung der Satzung. 

(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrates handeln nach ihrer freien, nur durch die 

Rücksicht auf das öffentliche Wohl und die Aufgaben der Sparkasse bestimmten 

Überzeugung. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. 
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(7) Die Mitglieder des Verwaltungsrates sollen sich regelmäßig zur Wahrnehmung 

ihrer Aufgaben im Verwaltungsrat fortbilden. 

(8) Verletzt ein Mitglied des Verwaltungsrates vorsätzlich oder grob fahrlässig die ihm 

obliegenden Pflichten, so hat es der Sparkasse den daraus entstehenden Schaden 

zu ersetzen. Die Vorschrift des § 84 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes gilt ent-

sprechend. 

(9) Verpflichtet sich ein Verwaltungsratsmitglied außerhalb seiner Tätigkeit im 

Verwaltungsrat durch einen Dienstvertrag, durch den weder ein Arbeitsverhält-

nis zur Sparkasse noch zum Träger der Sparkasse begründet wird, oder durch 

einen Werkvertrag gegenüber der Sparkasse zu einer Tätigkeit höherer Art, so 

hängt die Wirksamkeit des Vertrages von der Zustimmung des Verwaltungsrats 

ab. Gewährt die Sparkasse auf Grund eines solchen Vertrages dem Verwal-

tungsratsmitglied eine Vergütung, ohne dass der Verwaltungsrat dem Vertrag 

zugestimmt hat, so hat das Verwaltungsratsmitglied die Vergütung zurückzu-

gewähren, es sei denn, dass der Verwaltungsrat den Vertrag genehmigt. Ein 

Anspruch des Verwaltungsratsmitglieds gegen die Sparkasse auf Herausgabe 

der durch die geleistete Tätigkeit erlangten Bereicherung bleibt unberührt; der 

Anspruch kann jedoch nicht gegen den Rückgewähranspruch aufgerechnet 

werden. 

(10) Verpflichtet sich ein Verwaltungsratsmitglied außerhalb seiner Tätigkeit im 

Verwaltungsrat gegenüber einem durch die Sparkasse beherrschten Unter-

nehmen zu einer Tätigkeit im Sinne des Absatz 9 Satz 1, ist der Abschluss des 

Vertrages dem Verwaltungsrat und der Sparkassenaufsichtsbehörde unverzüg-

lich anzuzeigen. Wurde ein solches Vertragsverhältnis bereits vor der Wahl in 

den Verwaltungsrat begründet, hat das Verwaltungsratsmitglied dies unverzüg-

lich nach dessen Wahl in den Verwaltungsrat diesem und der Sparkassenauf-

sichtsbehörde anzuzeigen. 

 

§ 19 

Zusammensetzung des Vorstandes, Unvereinbarkeit 

(1) Der Vorstand besteht aus mehreren Mitgliedern, von denen eines zum vorsitzen-

den Mitglied zu berufen ist und ein weiteres Mitglied zum stellvertretenden vorsitzen-
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den Mitglied des Vorstandes berufen werden kann. Die Zahl der Mitglieder und ihrer 

Stellvertreter wird durch Satzung der Sparkasse geregelt. Die stellvertretenden Mit-

glieder nehmen an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme teil. 

(2) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder des Vorstandes werden auf die 

Dauer von fünf Jahren bestellt und angestellt. Die Anstellungsbedingungen werden 

auf der Grundlage von Empfehlungen der Sparkassen- und Giroverbände geregelt. 

Die Entscheidung über die Bestellung und Anstellung darf frühestens ein Jahr vor 

dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens getroffen werden. Die Laufzeit nach Satz 1 

reicht höchstens bis zum Ablauf des Monats, in dem die betreffende Person das 65. 

Lebensjahr vollendet. Die Vertragszeit kann auf Antrag des Mitgliedes oder des stell-

vertretenden Mitgliedes des Vorstandes unterschritten werden, wenn vorher das 63. 

Lebensjahr vollendet wird. 

(3) Für die wiederholte Bestellung und Anstellung gilt Absatz 2 entsprechend. Spä-

testens neun Monate vor Ablauf der bisherigen Bestellung hat der Verwaltungsrat 

darüber zu beschließen, ob eine wiederholte Bestellung erfolgen soll. Wurde ein sol-

cher Beschluss nicht gefasst, kann die Vertretung des Trägers die Wiederbestellung 

des Mitgliedes oder stellvertretenden Mitgliedes des Vorstandes verlangen. Das Ver-

langen ersetzt den Beschluss des Verwaltungsrates. 

(4) Personen, die Inhaber, persönlich haftender Gesellschafter, Kommanditist, Vor-

stands-, Verwaltungsrats-, Aufsichtsratsmitglied, Leiter oder Angestellter anderer 

Kreditinstitute oder für solche beratend tätig sind, dürfen kein Mitglied oder stellver-

tretendes Mitglied des Vorstandes sein. Dies gilt nicht für die Mitgliedschaft in Ver-

waltungs- oder Aufsichtsräten der öffentlich-rechtlichen Institute oder solcher privat-

rechtlicher Institute, an denen Mitglieder der Sparkassenorganisation unmittelbar 

oder mittelbar beteiligt sind. Abschlussprüfer, die innerhalb der letzten 2 Jahre den 

Bestätigungsvermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses erteilt haben, dürfen 

nicht bei dem betreffenden Institut zum Mitglied, stellvertretenden Mitglied oder Ver-

treter des Vorstandes bestellt werden. 

(5) Der Träger wirkt darauf hin, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-

währten Bezüge jedes einzelnen Mitglieds des Vorstands, des Verwaltungsra-

tes und ähnlicher Gremien unter Namensnennung, aufgeteilt nach erfolgsu-

nabhängigen und erfolgsbezogenen Komponenten sowie Komponenten mit 
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langfristiger Anreizwirkung, im Anhang zum Jahresabschluss gesondert veröf-

fentlicht werden. Satz 1 gilt auch für 

1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen Be-

endigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, 

2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Been-

digung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von 

der Sparkasse während des Geschäftsjahres hierfür aufgewandten oder zu-

rückgestellten Betrag, 

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen und 

4. Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des 

Geschäftsjahres beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im Lau-

fe des Geschäftsjahres gewährt worden sind. 

Im Übrigen bleibt § 15 Absatz 6 unberührt. 

(6) Das vorsitzende Mitglied des Vorstandes regelt die Geschäftsverteilung innerhalb 

des Vorstandes. 

 

§ 35 

Organe 

(1) Organe der Verbände sind 

a) die Verbandsversammlung, 

b) der Verbandsvorstand, 

c) der Verbandsvorsteher. 

(2) Die Verbandsversammlung kann mit einer satzungsändernden Mehrheit be-

schließen, dass der Verband von einem Kollegialorgan geführt wird. In diesem Falle 

sind Organe des Verbandes 

a) die Verbandsversammlung, 

b) der Verbandsverwaltungsrat, 

c) der Verbandsvorstand. 
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(3) Der Verbandsvorsteher bzw. die Mitglieder des Verbandsvorstandes nach Absatz 

2 Satz 2 Buchstabe c sind hauptamtlich anzustellen. Sie können nicht zugleich den 

Vorsitz in der Verbandsversammlung oder im Verbandsvorstand nach Absatz 1 

Buchstabe b bzw. im Falle des Absatzes 2 Satz 2 Buchstabe c im Verbandsverwal-

tungsrat führen. 

(4) Die Zusammensetzung und Befugnisse der Organe im Übrigen sowie das Ab-

stimmungsverfahren in der Verbandsversammlung regelt die Satzung. 

(5) Die Sparkassen- und Giroverbände veröffentlichen die für die Tätigkeit im 

Geschäftsjahr gewährten Bezüge des Verbandsvorstehers und jedes einzelnen 

Mitglieds des Verbandsvorstandes und des Verbandsverwaltungsrates oder 

einer ähnlichen Einrichtung des Verbands unter Namensnennung, aufgeteilt 

nach erfolgsunabhängigen und erfolgsbezogenen Komponenten sowie Kom-

ponenten mit langfristiger Anreizwirkung, an geeigneter Stelle. Satz 1 gilt auch 

für Leistungen entsprechend § 19 Absatz 5 Satz 2. 

(6) Entsprechendes gilt für die an die Mitglieder des Verbandsvorstandes und 

des Verbandsverwaltungsrats oder einer ähnlichen Einrichtung des Verbandes 

gewährten Vorteile für persönlich erbrachte Leistungen, insbesondere Bera-

tungs- und Vermittlungsleistungen. 

(7) Bei Unternehmen in der Rechtsform des privaten und des öffentlichen 

Rechts, an denen der Sparkassen- und Giroverband unmittelbar oder mittelbar 

mehrheitlich beteiligt ist, wirkt dieser darauf hin, dass die für die Tätigkeit im 

Geschäftsjahr gewährten Bezüge, Leistungszusagen und Leistungen entspre-

chend den Absätzen 5 und 6 angegeben werden. Das Gleiche gilt, wenn der 

Sparkassen- und Giroverband nur zusammen mit dem Land, Gemeinden oder 

Gemeindeverbänden, einem Unternehmen in der Rechtsform des privaten 

Rechts im Sinne des § 65a der Landeshaushaltsordnung, einem Unternehmen 

des privaten oder öffentlichen Rechts im Sinne von § 3 Absatz 1 des Vergü-

tungsoffenlegungsgesetzes oder mit einem anderen Sparkassen- und Girover-

band unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist. Die auf Veranlassung 

des Sparkassen- und Giroverbandes gewählten oder entsandten Mitglieder set-

zen diese Verpflichtung um. 
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(8) Ist der Sparkassen- und Giroverband nicht mehrheitlich, jedoch in Höhe von 

mindestens 25 vom Hundert an einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 7 

unmittelbar oder mittelbar beteiligt, soll er auf eine Veröffentlichung entspre-

chend den Absätzen 5 und 6 hinwirken. 

(9) Der Sparkassen- und Giroverband soll sich an der Gründung eines Unter-

nehmens in der Rechtsform des privaten und des öffentlichen Rechts oder an 

einem bestehenden Unternehmen dieser Rechtsformen nur beteiligen, wenn 

gewährleistet ist, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Bezüge 

und Leistungszusagen entsprechend Absatz 5 angegeben werden. 

 

§ 45 

Übergangsregelung für Jahres- und Konzernabschlüsse 

 

§ 19 und § 35 in der Fassung von Artikel 3 des Gesetzes zur Schaffung von 

mehr Transparenz in öffentlichen Unernehmen im Lande Nordrhein-Westfalen 

vom 17. Dezember 2009 sind erstmals auf Jahres- und Konzernabschlüsse für 

das nach dem 31. Dezember 2009 beginnende Geschäftsjahr anzuwenden. 

 

 


